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Vorwort 

„Wer nämlich vom Verfasser eine deduktiv-systematische Monographie 
über ‚Rechtsprinzipien‘ erwartet, hätte seine Absicht nicht richtig verstan-
den. Esser definiert nicht etwa seinen Gegenstand durch begriffliche oder 
beschreibende Merkmale (…), sondern er geht von einem komplexen 
Problem aus, das er im Sinne seines Lieblings-Topos ambulando solvitur
gleichsam in immer neuen Meditationsstufen umkreist.“ So die Rezension 
Wieackers zu Essers „Grundsatz und Norm in der richterlichen Fortbildung 
des Privatrechts“ in der Juristenzeitung. Und wer das besprochene Werk 
auch nur kurz in die Hand nimmt, wird die Kritik des Rezensenten lebhaft 
nachempfinden. Essers kunstvoll geschichtetes Gedankengebäude gilt als 
ebenso genial wie unzugänglich. Dies mag einer der Gründe dafür sein, 
dass seit seinem Erscheinen im Jahr 1956 keine weiteren rechtsverglei-
chenden Monographien zur Rolle von Rechtsprinzipien in deutscher 
Sprache erschienen sind. Die vorliegende Studie versucht, einen Beitrag zu 
Essers Fragestellung zu leisten. Den Anlass hierfür bietet die hervorge-
hobene Bedeutung der allgemeinen Rechtsgrundsätze für das heutige euro-
päische Privatrecht, die gerade in den letzten Jahren deutlich erkennbar 
geworden ist und eine erneute Beleuchtung des Themas rechtfertigt.  

Die Arbeit hat der Fakultät für Rechtswissenschaft der Universität 
Hamburg im Wintersemester 2007/2008 als Habilitationsschrift vorgele-
gen. Sie ist während meiner Zeit als wissenschaftlicher Referent am 
Hamburger Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Pri-
vatrecht entstanden, unterbrochen durch einen einjährigen Studienaufent-
halt an der Harvard Law School. Ohne die langjährige Förderung durch 
meinen Habilitationsbetreuer Professor Dr. Dr. h.c. Jürgen Basedow, LL.M. 
(Harvard) wäre diese Untersuchung nicht geschrieben worden. Er hat die 
Arbeit angeregt und durch vielfältige Hinweise in zahlreichen Gesprächen 
geholfen, dem Untersuchungsgegenstand schärfere Konturen zu verleihen. 
Vor allem hat er mir während meiner Tätigkeit am Institut die für die 
Erstellung einer solchen Arbeit notwendige Freiheit gelassen. Durch ihn 
konnte ich sechs Jahre lang den privilegierten Status eines Mitarbeiters am 
Hamburger Max-Planck-Institut genießen. Privatrechtswissenschaftler mit 
internationaler Ausrichtung finden dort nahezu ideale Bedingungen vor, 
und zwar nicht nur wegen der zu Recht berühmten Bibliothek (schon Esser
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sammelte im Herbst 1952 dort die Materialien für seine Studie), sondern 
auch wegen der Gesprächspartner, von den Direktoren bis zu den stu-
dentischen Hilfskräften, und den vielfältigen Gelegenheiten, Thesen aus 
der eigenen Arbeit zur Diskussion zu stellen. Im Institut habe ich auch 
Professor Dr. Ulrich Magnus kennengelernt, der als Zweitgutachter das 
Habilitationsverfahren entscheidend gefördert und wichtige Hinweise für 
die Drucklegung der Arbeit gegeben hat. Ich schulde dem Institut und 
seinen Direktoren zudem Dank für die Übernahme der Druckkosten und 
für die Aufnahme der Arbeit in die „Beiträge zum ausländischen und inter-
nationalen Privatrecht“.

Besondere Erwähnung verdienen meine Betreuer während des Studien-
jahres an der Harvard Law School. Professor Scott Brewer hat mich mit 
seiner Vorliebe für die erkenntnistheoretischen Grundlagen juristischer 
Schlussverfahren angesteckt. Professor Frederick Schauer hat meine 
Master-Thesis zu einem Teilausschnitt der vorliegenden Arbeit geduldig 
betreut und weitere Hinweise gegeben. Der Deutsche Akademische Aus-
tauschdienst hat mir dieses wissenschaftlich sehr fruchtbare Jahr durch ein 
großzügiges Stipendium ermöglicht. 

Weiteren Dank schulde ich Professor Dr. Dr. h.c. mult. Gerhard Schricker, 
ohne dessen Ermutigung ich das nun abgeschlossene Habilitationsprojekt 
nicht begonnen hätte, Professor Dr. Dr. h.c. mult. Reinhard Zimmermann, 
FBA FRSE, für seine „offene Tür“ und die Hinweise zum englischen 
Recht, Dr. Wolfgang Wurmnest, LL.M. (Berkeley) für vielfältige Hinweise 
zum europäischen Privatrecht, Dr. Christian Heinze, LL.M. (Cambridge) 
und Dr. Anatol Dutta, M. Jur. (Oxon) für Hilfestellung im internationalen 
Zivilverfahrensrecht, meinem Bruder Dr. Christoph Metzger und Dr. 
Giesela Rühl, LL.M. (Berkeley) für methodischen Rat, meiner Mutter 
Gerda Metzger und Nina Marie Güttler für die Mühen des Korrekturlesens, 
Christian Perlebach, Philip J.S. Fendt und Jasmin Kassid für Hilfe bei den 
Registern, Professor Dr. Holger Knudsen und Elke Halsen-Raffel für jahre-
langes, geduldiges Suchen und Besorgen von Literatur und Materialien aus 
aller Welt und schließlich Ingeborg Stahl für die kompetente und überaus 
sorgfältige Herstellung des Buches.  

Die Arbeit ist auf dem Stand von September 2007, später erschienene 
Literatur ist nur noch vereinzelt aufgenommen worden. Die EG-Verord-
nung Nr. 593/2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht („Rom I“) ist noch berücksichtigt. Nachweise aus dem Inter-
net sind auf dem Stand vom 18.5.2008. Die Arbeit ist auf GNU/Linux und 
Open Office geschrieben. 

Ich widme die Arbeit meiner Frau Dr. Angela Höpfner und unseren 
Kindern Jasper Frederick und Yella Charlotte. 

Hamburg, im Oktober 2008 Axel Metzger 
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Einleitung

Dass es aber naturrechtliche Bestimmungen gibt, 
pflegt man teils direkt, teils indirekt zu beweisen; 
der direkte Beweis ist scharfsinniger, der indirekte 
allgemein verständlicher. Der erste besteht darin, 
dass gezeigt wird, dass etwas notwendigerweise 
mit der vernünftigen Natur und Gesellschaft im 
Einklang steht oder nicht. Ein indirekter Beweis ist 
es, wenn man zwar nicht mit voller Gewissheit, 
aber doch mit großer Wahrscheinlichkeit das Natur-
rechtliche einer Bestimmung daraus ableitet, dass 
es bei allen Völkern oder bei allen gesitteten Völ-
kern dafür gehalten wird. Denn eine allgemein be-
obachtete Wirkung setzt eine allgemeine Ursache 
voraus. 

Hugo Grotius, De iure belli ac pacis (1625). 

I. Thema und Zielsetzung 

Die hervorgehobene Bedeutung allgemeiner Rechtsgrundsätze für das 
europäische Privatrecht wird heute vor allem an zwei Entwicklungslinien 
deutlich.

Erstens greift der Europäische Gerichtshof seit den 1950er Jahren regel-
mäßig auf allgemeine Rechtsgrundsätze zurück, um das nach wie vor 
lückenhafte Gemeinschaftsrecht zu ergänzen und auszulegen. Artikel 288 
Absatz 2 EG verweist für den Bereich der außervertraglichen Haftung der 
Gemeinschaft ausdrücklich auf die ergänzende Heranziehung von allge-
meinen Rechtsgrundsätzen. Der Gerichtshof verwendet Rechtsgrundsätze 
aber nicht nur in diesem Bereich, sondern flächendeckend. Ein erstes 
Beispiel aus dem europäischen Kartellverfahrensrecht soll die Methode des 
Gerichtshofs veranschaulichen. Artikel 14 der Verordnung Nr. 17 zur 
Durchführung der Artikel 85, 86 EG a.F.1 regelte die Untersuchungsbe-
fugnisse der Europäischen Kommission in Kartellverfahren hinsichtlich 
der Geschäftsunterlagen der Unternehmen, ohne eine Ausnahme für den 
vertraulichen Schriftverkehr zwischen Anwalt und Mandant vorzusehen. In 

1  Verordnung Nr. 17 des Rates, Erste Durchführungsverordnung zu den Artikeln 85 
und 86 des Vertrags v. 6.2.1962, Abl. 13, 21.2.1962, 204.  
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der Entscheidung AM & S/Kommission aus dem Jahr 1982 erkannte der 
Gerichtshof gleichwohl den Grundsatz der Vertraulichkeit zwischen An-
walt und Mandant in Wettbewerbsverfahren an und begründet dies wie 
folgt:  

„In den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten wird der Schutz des Schriftverkehrs zwi-
schen Anwalt und Mandant zwar im Grundsatz anerkannt, es gibt jedoch Unterschiede 
hinsichtlich seines Geltungsbereichs und der Kriterien für seine Anwendung. (…) 
Abgesehen von diesen Unterschieden gibt es in den nationalen Rechtsordnungen der Mit-
gliedstaaten jedoch insoweit gemeinsame Kriterien, als die Vertraulichkeit des Schrift-
verkehrs zwischen Anwalt und Mandant unter vergleichbaren Voraussetzungen geschützt 
ist, wenn der Schriftwechsel zum einen im Rahmen und im Interesse des Rechts des 
Mandanten auf Verteidigung geführt wird und zum anderen von unabhängigen 
Rechtsanwälten, das heißt von Anwälten ausgeht, die nicht durch einen Dienstvertrag an 
den Mandanten gebunden sind. In diesen Zusammenhang gestellt ist die Verordnung Nr. 
17 dahin auszulegen, dass sie ebenfalls die Vertraulichkeit des Schriftverkehrs zwischen 
Anwalt und Mandant unter diesen beiden Voraussetzungen schützt und somit die den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsamen Elemente dieses Schutzes aufgreift.“2

Die Verfahrensvorschriften der Verordnung wurden vom Gerichtshof also 
unter Rückgriff auf den „Grundsatz der Vertraulichkeit“ ergänzt. Der 
Grundsatz war das Ergebnis einer rechtsvergleichenden Untersuchung der 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten, deren gemeinsamer Kern als Prinzip 
des Gemeinschaftsrechts anerkannt und angewendet wurde.3 Die Beispiele 
für diese Art der Rechtsfortbildung durch den Europäischen Gerichtshof 
sind zahllos. Zum Teil betreffen sie rein verwaltungsrechtliche Fragen, 
zum Teil werden das gesamte Rechtssystem übergreifende, zum Teil rein 
privatrechtliche Grundsätze herangezogen. So haben der Gerichtshof und 
das Gericht erster Instanz, um einige weitere Beispiele zu nennen, den 
Grundsatz „venire contra factum proprium“,4 Treu und Glauben,5 die Zins-
pflicht bei verspäteter Zahlung6 und die Ersatzpflicht im Hinblick auf das 

2  EuGH, 18.5.1982, Rs. 155/79, Slg. 1982, 1575 – AM & S/Kommission. 
3  Auch die Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates v. 16.12.2002 zur Durchführung 

der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln, Abl. L 1, 
4.1.2003, 1, welche die Verordnung Nr. 17 ersetzt hat, sieht das Anwaltsprivileg nicht 
ausdrücklich vor, vgl. hierzu Bechtold/Bosch/Brinker/Hirsbrunner, EG-Kartellrecht 
(2005), 278; Immenga/Mestmäcker-Burrichter, EG-Wettbewerbsrecht, Teil 24 (2007), 
VO 1/2003, Vorbemerkungen zu Art. 17-22, Rz. 47 ff.

4  Aus der Frühphase siehe einerseits EuGH, 12.7.1962, Rs. 14/61, Slg. 1962, 513, 
551 – Koninklijke Nederlandsche Hoogovens en Staalfabrieken N.V./Hohe Behörde,
andererseits EuGH, 19.3.1964, Rs. 67/63, Slg. 1964, 323 – Sorema/Hohe Behörde. Vgl. 
auch EuGH, 14.12.1966, Rs. 3/66, Slg. 1966, 654 – Alfieri/Europäisches Parlament.

5  Siehe EuGH, 15.7.1960, Rs. 43/59 u.a., Slg. 1960, 967, 989 – Lachmüller u.a./ 
Kommission; EuGH, 14.12.1976, Rs. 25/76, Slg. 1976, 1851, 1861 – Galeries Segoura/ 
Rahim Bonakdarian.

6  Siehe EuGH, 4.10.1979, Rs. 238/78, Slg. 1979, 2955 – Ireks-Arkady/Kommission;
EuG, 9.10.2002, Rs. T-134/01, Slg. 2002-II, 3909 – Hans Fuchs/Kommission. 
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lucrum cessans bei Schadensersatzansprüchen7 als Prinzipien des euro-
päischen Gemeinschaftsrechts anerkannt. Zum Teil greift der Gerichtshof 
für die Herleitung der Grundsätze auf die Privatrechtsordungen der Mit-
gliedstaaten zurück, zum Teil schöpft er aus der „gemeinsamen Verfas-
sungstradition“ oder aus völkerrechtlichen Verträgen, vielfach dient als 
Quelle der acquis communautaire.  

Zweitens arbeiten seit den 1980er Jahren verschiedene international 
besetzte Wissenschaftsprojekte an der Sammlung rechtsvergleichend er-
mittelter „general principles“. Beispielhaft sei die älteste der europäischen 
Gruppen, die häufig nach ihrem Gründer Lando bezeichnete „Commission 
on European Contract Law“ genannt, die mittlerweile den dritten Teil der 
„Principles of European Contract Law“ (PECL) vorgelegt hat.8 Vergleich-
bare europäische Gruppen sind für eine Reihe weiterer Gebiete entstanden, 
insbesondere für das sonstige Schuld- und Vermögensrecht, das Delikts-, 
Familien und Versicherungsvertragsrecht. Im internationalen Rahmen sind 
die „UNIDROIT-Principles of International Commercial Contracts“ zu 
nennen.9 Der gedankliche Ausgangspunkt der Projekte ist das allen Rechts-
ordnungen Gemeinsame. Es wird jedoch vom „common core“ abgewichen, 
wenn der Gruppe eine andere Lösung als besser geeignet erscheint. Die 
Ergebnisse werden in Form von Grundsätzen veröffentlicht, zumeist ver-
sehen mit erklärenden „comments“ und rechtsvergleichenden „notes“. 
Einen anderen Ansatz verfolgt die „European Research Group on Existing 
EC Law“, die einen Grundbestand vertragsrechtlicher Prinzipien aus dem 
acquis communautaire abgeleitet hat.10

Die „Principles“ der Wissenschaftsprojekte möchten der europäischen 
Rechtsentwicklung auf mehreren Wegen die Richtung weisen. Sie erhoffen 
sich eine Übernahme ihrer Ergebnisse durch die nationalen, europäischen 
und internationalen Gerichte und Schiedsgerichte, wollen Gesetzgeber in-
spirieren und – sofern sie das Vertragsrecht behandeln – der Vertragspraxis 
einen Corpus international konsensfähiger Grundregeln bieten. Dass diese 
hochgesteckten Ziele nicht illusorisch sind, zeigen verschiedene jüngere 

7  Siehe EuGH, 19.5.1992, Rs. C-104/89, Slg. 1992-I, 3061 – Mulder/Rat; EuGH, 
5.3.1996, Rs. C-46/93, Slg. 1996-I, 1029 – Brasserie du Pêcheur/Bundesrepublik 
Deutschland; EuGH, 13.7.2006, Rs. C-295/04 u.a., Slg. 2006-I, 6619 – Manfredi/Lloyd 
Adriatico.

8  Lando/Beale (Hrsg.), The Principles of European Contract Law, Parts I and II 
(1999); Lando/Clive/Prüm/Zimmermann (Hrsg.), Principles of European Contract Law, 
Part III (2003).  

9  International Institute for the Unification of Private Law (Hrsg.), UNIDROIT 
Principles of International Commercial Contracts (Aufl. 2004). 

10  Der erste Teil der Principles ist bereits erschienen, siehe Research Group on the 
Existing EC Private Law, Contract I, Pre-contractual Obligations, Conclusion of 
Contract, Unfair Terms (2007). Siehe auch die deutsche Fassung der Grundregeln des 
bestehenden Vertragsrechts der Europäischen Gemeinschaft, ZEuP 2007, 896 ff. 


